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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

A. Zielsetzung 

Die Dauer der deutschen Juristenausbildung ist mit zur Zeit 
durchschnittlich etwa zehn Jahren zu lang. Die jungen Juristinnen 

und Juristen treten sehr spät in das Berufsleben ein. Die Ausbil-
dungsgänge in den anderen Staaten der Europäischen Gemein-
schaften, die den Zugang zu den juristischen Berufen vermitteln, 
sind zum Teil wesentlich kürzer. Die Dauer der Ausbildung hat in 
Verbindung mit der schon hohen und noch steigenden Zahl von 
Studierenden zu einer erheblichen Belastung der Universitäten, 
vor allem aber des Vorbereitungsdienstes geführt. 

Die fortschreitende Integration innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaften macht eine verstärkte Berücksichtigung der 
gemeinschaftsrechtlichen Belange in den Ausbildungsinhalten 
erforderlich. Ferner sollte die Ausbildung noch mehr als bisher die 
tatsächlichen Verhältnisse auf dem juristischen Arbeitsmarkt 
berücksichtigen, der in hohem Maße durch die rechtsberatenden 
Berufe und deren Bedürfnisse geprägt wird. 

Eine rasche Umsetzung der Maßnahmen zur Änderung der Juri-
stenausbildung ist erforderlich, damit die neuen Länder sie bei der 
Planung und dem Aufbau der eigenen Juristenausbildung recht-
zeitig berücksichtigen können. 

Im übrigen darf eine Reform der Juristenausbildung in der gegen-
wärtigen Aufbauphase nicht zu einer Erhöhung des personellen 
und sächlichen Bedarfs führen, den die fünf neuen Länder nicht 
tragen können und der in den alten Ländern Ressourcen in 
Anspruch nehmen würde, die derzeit beim Aufbau von Justiz und 
Verwaltung in den neuen Ländern dringend benötigt werden. 
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B. Lösung 

Ziel der Ausbildung bleibt der „Einheitsjurist", der befähigt ist, 
ohne zusätzliche Ausbildung alle juristischen Berufe auszuüben. 
Das schließt die Notwendigkeit einer Einarbeitung in Spezial-
materien nicht aus. An der Gliederung in ein dreieinhalb Jahre 
dauerndes, zusammenhängendes Studium und eine darauf fol-
gende praktische Ausbildung, soll grundsätzlich festgehalten wer-
den. Die studienbegleitenden Leistungskontrollen werden aufge-
geben. In der ersten Staatsprüfung sollen der Prüfungsstoff der 
Kernfächer beschränkt und die europarechtlichen Bezüge der 
Pflichtfächer berücksichtigt werden. Den Ländern soll die Möglich-
keit eingeräumt werden, eine frühzeitige Abschichtung von Teilen 
der ersten Staatsprüfung vorzusehen. Der Vorbereitungsdienst soll 
auf zwei Jahre verkürzt werden. Die zweite Staatsprüfung soll 
umstrukturiert, die Prüfungszeiten sollen abgekürzt werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Dem Bund entstehen keine Kosten. Die Verkürzung von Studium, 
Vorbereitungsdienst und Prüfungszeiten führt zu einer erheb-
lichen Kostenentlastung der Länder. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (131) — 470 01 — Ri 20/92 
Bonn, den 30. April 1992 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 639. Sitzung am 14. Februar 1992 beschlossenen Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Deutsche Richtergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Ap ril 1972 (BGBl. I S. 713), 
zuletzt geändert durch Artikel 7 Abs. 2 des Gesetzes 
vom 17. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2847), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 5 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Gegenstand des Studiums sind Pflicht- 
und Wahlfächer. Pflichtfächer sind die Kernbe-
reiche des Bürgerlichen Rechts, des Strafrechts, 
des Öffentlichen Rechts und des Verfahrens-
rechts einschließlich der europarechtlichen Be-
züge, der rechtswissenschaftlichen Methoden 
und der philosophischen, geschichtlichen und 
gesellschaftlichen Grundlagen. Die Wahlfächer 
dienen der Ergänzung des Studiums und der 
Vertiefung der mit ihnen zusammenhängenden 
Pflichtfächer." 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 

2. § 5 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zweieinhalb" 
durch das Wort  „zwei" ersetzt. 

bb) In Satz 2 Nr. 5 werden die Worte „folgende 
Wahlstationen" durch die Worte „einer 
Wahlstation; diese kann bei folgenden Aus-
bildungsstellen stattfinden" ersetzt. 

cc) In Satz 2 Nr. 5 Buchstabe a werden die 
Worte „in den Nummern 1 bis 4 genannten 
Stationen" durch das Wo rt  „Pflichtstatio-
nen" ersetzt. 

dd) In Satz 2 Nr. 5 Buchstabe g und h wird 
jeweils das Wort „Station" durch das Wort 
„Ausbildungsstelle" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Landesrecht kann bestimmen, daß 

1. die Ausbildung bei den Pflichtstationen 
in angemessenem Umfang bei überstaat-
lichen, zwischenstaatlichen oder auslän-
dischen Ausbildungsstellen oder einem 
ausländischen Rechtsanwalt, 

2. die Ausbildung nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 1 zum Teil bei einem Gericht der 
Arbeitsgerichtsbarkeit, die Ausbildung 
nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 zum Teil bei 
einem Gericht der Verwaltungs-, der 
Finanz- oder der Sozialgerichtsbarkeit 

stattfinden kann." 

bb) In Satz 2 werden die Worte „mit bis zu vier 
Monaten" gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) Der bisherige Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Ausbildung bei der Wahlstation dauert 
mindestens vier und höchstens sechs Mo-
nate." 

3. § 5 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Der Stoff der ersten Staatsprüfung ist so zu 
bemessen, daß das Studium nach dem vierten 
Studienjahr abgeschlossen werden kann. Das 
Landesrecht kann bestimmen, daß Teile der 
ersten Prüfung während des Studiums erbracht 
werden, jedoch nicht vor Ablauf von zweiein-
halb Studienjahren." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält 
folgende Fassung: 

„ (3) Die schriftlichen Leistungen in der zwei-
ten Prüfung beziehen sich auf die Ausbildung 
bei den Pflichtstationen; die mündlichen Lei-
stungen beziehen sich auf die gesamte Ausbil-
dung unter besonderer Berücksichtigung des 
Schwerpunktbereichs. Das Landesrecht kann 
bestimmen, daß Teile der schriftlichen Prüfung 
bereits vor dem Ende der Ausbildung bei den 
Pflichtstationen abgelegt werden." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 mit der 
Maßgabe, daß Satz 4 gestrichen wird. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

Artikel 2 

Bis zum Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes können Studenten ein Studium nach 
§ 5 a des Deutschen Richtergesetzes in der bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung und 
Referendare einen Vorbereitungsdienst nach § 5 b des 
Deutschen Richtergesetzes in der bisher geltenden 
Fassung aufnehmen. Abweichend von Satz 1 kann 
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das Landesrecht bestimmen, daß die dem Artikel 1 
dieses Gesetzes entsprechenden landesrechtlichen 
Vorschriften für Studenten oder Referendare gelten, 
die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Aus-
bildung aufnehmen. Wer eine Ausbildung nach § 5 a 
oder § 5 b des Deutschen Richtergesetzes in der bisher 
geltenden Fassung aufgenommen hat, kann sie bis zu 
einem durch das Landesrecht zu bestimmenden 
Zeitpunkt nach dem bisherigen Recht beenden. § 6 

Abs. 2 des Deutschen Richtergesetzes gilt entspre-
chend. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Die Änderung des Deutschen Richtergesetzes hat zum 
Ziel, zur Verbesserung der Juristenausbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland beizutragen. 

1. Die Juristenausbildung ist seit Jahrzehnten Gegen-
stand permanenter Kritik. Nach der Erprobung der 
einstufigen Juristenausbildung in sieben Bundes-
ländern ist die Juristenausbildung durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung des Deutschen Richtergeset-
zes vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 995) wieder ver-
einheitlicht worden. Bald danach lebte die kritische 
Diskussion wieder auf. 

Der Ausschuß der Konferenz der Justizminister und 
-senatoren zur Koordinierung der Juristenausbil-
dung hat die Kritikpunkte mit den betroffenen 
Verbänden, Vereinigungen und Gruppierungen 
erörtert und im Mai 1991 in einem zusammenfas-
senden Bericht Vorschläge zur Verbesserung der 
Juristenausbildung unterbreitet. Auf der Basis die-
ses Berichts hat die 62. Konferenz der Justizmini-
ster und -senatoren am 4. bis 6. Juni 1991 mit 
großer Mehrheit gefordert, daß 

— die Ausbildungsdauer reduziert werden muß, 

— der rechtsberatenden Tätigkeit in der Ausbil

-

dung größeres Gewicht zukommen sollte, 

— die Ausbildung die fortschreitende europäische 
Integration stärker berücksichtigen muß. 

Weitergehende Vorstellungen über eine Reform 
der Juristenausbildung hat die Konferenz der 
Justizminister und -senatoren sich nicht zu eigen 
gemacht, weil sie keine hinreichend breite Mehr-
heit gefunden haben. 

Die erforderlichen gesetzgeberischen Maßnahmen 
sind beschleunigt in die Wege zu leiten, um in 
kurzer Zeit in Landesrecht umgesetzt werden zu 
können. Die neuen Länder müssen die Änderun-
gen bei der Planung und dem Aufbau der eigenen 
Juristenausbildung alsbald berücksichtigen kön-
nen. 

2. Die Änderungen sollen die Reformziele entspre-
chend den von der Konferenz der Justizminister 
und -senatoren mit großer Mehrheit vorgegebenen 
Eckpunkten wie folgt verwirklichen: 

a) Reduzierung der Ausbildungsdauer 

— Studium 

Die in § 5 a Abs. 2 und § 5 b Abs. 1 Deutsches 
Richtergesetz enthaltene Gliederung der 
Ausbildung in Pflicht- und Wahlfächer wird 
dadurch akzentuiert, daß Gegenstand des 
Studiums der Pflichtfächer lediglich die 
Kernbereiche des Bürgerlichen Rechts, des 
Strafrechts, des Öffentlichen Rechts und des 

jeweiligen Verfahrensrechts einschließlich 
der europarechtlichen Bezüge, der rechts-
wissenschaftlichen Methoden und der philo-
sophischen, geschichtlichen und gesell-
schaftlichen Grundlagen des Rechts sein sol-
len. Die Wahlfächer haben nach wie vor die 
Funktion, das Studium zu ergänzen und die 
Pflichtfächer zu vertiefen (Artikel 1 Nr. 1 
Buchstabe a). 

Durch die bundesgesetzliche Beschränkung 
des Pflichtfachstoffs wird dem Landesrecht 
und dem Satzungsrecht der Universitäten 
die Möglichkeit einer wirksamen Neustruk-
turierung des Prüfungsstoffs und der Ausbil-
dungsinhalte und einer verstärkten Schwer-
punktbildung des rechtswissenschaftlichen 
Studiums bei Einhaltung seines zeitlichen 
Rahmens eröffnet. 

Damit tragen die vorgeschlagenen Änderun-
gen der Forderung der Justizministerkonfe-
renz Rechnung, das Studium zwar auf 
Grundlagen-, Kern- und Wahlfächer zu 
erstrecken, jedoch zugleich den Stoff der 
ersten Staatsprüfung zu beschränken. 

Das Instrument der studienbegleitenden Lei-
stungskontrollen soll nicht mehr aufrechter-
halten werden (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b). 
Diese werden neben der Möglichkeit einer 
Abschichtung von Teilen der ersten Staats-
prüfung (Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a) über-
flüssig. 

— Erste Staatsprüfung 

§ 5 a Abs. 1 Deutsches Richtergesetz, der von 
einer Studiendauer von dreieinhalb Jahren 
ausgeht, bleibt als Auftrag an die Landesge-
setzgeber und als Vorgabe für die Universi-
täten erhalten. Da diese Zeitvorstellung bis-
her von der großen Mehrzahl der Studieren-
den nicht eingehalten worden ist, die Stu-
diendauer aber in unmittelbarem Zusam-
menhang mit den Prüfungsanforderungen 
steht, ist der Stoff der ersten Staatsprüfung 
künftig so zu bemessen, daß das Studium 
spätestens nach vier Jahren abgeschlossen 
werden kann (Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a). 

Teile der ersten Staatsprüfung sollen, soweit 
das Landesrecht dies vorsieht, schon wäh-
rend des Studiums erbracht werden können 
(Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a). Den Studieren-
den soll die Möglichkeit eröffnet werden, 
sich konzentriert mit den abzuschichtenden 
Stoffgebieten zu befassen, statt sich umfas-
send auf eine alle Gebiete umgreifende Prü-
fung mit mehreren in jedem Fach zu erbrin-
genden Prüfungsleistungen einrichten zu 
müssen. 
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— Vorbereitungsdienst 

Der Vorbereitungsdienst soll von zweiein-
halb auf zwei Jahre verkürzt werden (Ar-
tikel 1 Nr. 2 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe aa). 

— Zweite Staatsprüfung 

Die Möglichkeit der Abschichtung der 
schriftlichen Prüfungsleistungen in der zwei-
ten Staatsprüfung, die § 5 d Deutsches Rich-
tergesetz schon jetzt dem Landesrecht eröff-
net, soll erweitert werden. Am Ende des 
Vorbereitungsdienstes, nach der Ausbildung 
im Schwerpunktbereich, soll nur noch eine 
mündliche Prüfung stattfinden müssen. Da-
mit soll die Möglichkeit eingeräumt werden, 
die Prüfungszeiten erheblich zu verkürzen 
(Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b). 

b) Verstärkte Berücksichtigung der europäischen 
Integration und der rechtsberatenden Tätig-
keit 

In das Studium sind die europarechtlichen 
Bezüge der Pflichtfächer einzubeziehen (Arti-
kel 1 Nr. 1 Buchstabe a). Im Vorbereitungs-
dienst soll nach Bestimmung durch das Landes-
recht nicht nur, wie bisher, die Wahlstation, 
sondern auch eine Pflichtstation bei einer über-
staatlichen, zwischenstaatlichen oder ausländi-
schen Ausbildungsstelle oder einem ausländi-
schen Rechtsanwalt absolviert werden können 
(Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuch-
stabe aa). Mit der verstärkten Berücksichtigung 
des Europarechts und der rechtsberatenden 
Praxis nicht zuletzt auf diesem Feld wird eine 
grundlegende Zielsetzung der Reform erfüllt. 
Die Einbeziehung der europarechtlichen Be-
züge soll jedoch im Ergebnis nicht zu einer 
Stoffvermehrung führen. 

Eine Notwendigkeit, im Zuge der Änderung der 
in Artikel 1 genannten Vorschriften andere 
Bundesgesetze zu ändern, ist nicht ersichtlich. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 5 a DRiG) 

— Da die bisherige Formulierung „vor allem die 
Kernfächer ..." die Grenzen der Kernfachberei-
che und den Umfang der darüber hinausreichen-
den, von § 5 a Abs. 2 Satz 2 Deutsches Richterge-
setz aber noch umfaßten Studienfächer nicht hin-
reichend erkennen läßt, wird der Pflichtfachbe-
reich des Studiums nunmehr enger definiert und 
konkreter umschrieben. Mit der Begrenzung auf 
die Kernbereiche des Bürgerlichen Rechts, des 
Strafrechts, des Öffentlichen Rechts und des Ver-
fahrensrechts (Absatz 2 Satz 1 und 2) wird klarge-
stellt, daß die Pflichtfächer nicht das gesamte 
Bürgerliche Recht, das gesamte Strafrecht, das 
gesamte Öffentliche Recht und das gesamte Ver-
fahrensrecht umfassen. Die weitere Konkretisie

-

rung obliegt den Ländern, die die Kataloge der 
Pflicht- und Wahlfächer untereinander koordinie-
ren werden. 

Die Wahlfächer (Absatz 2 Satz 3) dienen vor allem 
der Vertiefung der mit ihnen zusammenhängen-
den Pflichtfächer oder stellen — insbesondere, 
wenn sie in keinem unmittelbaren Zusammen-
hang mit einem Pflichtfach stehen — eine Ergän-
zung des Studiums außerhalb des Pflichtstoffs 
dar. 

— Um der fortschreitenden europäischen Integration, 
insbesondere dem bevorstehenden Europäischen 
Binnenmarkt Rechnung zu tragen, finden über die 
rechtswissenschaftlichen Methoden und die philo-
sophischen, geschichtlichen und gesellschaftli-
chen Grundlagen hinaus auch die europarechtli-
chen Bezüge Eingang in die Pflichtfächer. 

— Die rechtsberatende und -gestaltende Praxis muß 
in der Ausbildung stärker betont werden. Gleich-
wohl wird in § 5 a Abs. 3 Satz 1 Deutsches Richter-
gesetz dieser Bereich nicht besonders herausgeho-
ben. Die Vorschrift bringt bereits die Gleichwertig-
keit der rechtsprechenden, verwaltenden und 
rechtsberatenden Praxis zum Ausdruck. Die stär-
kere Betonung der Rechtsberatung und -gestal-
tung ist eine Aufgabe der Umsetzung. 

Die studienbegleitenden Leistungskontrollen wer-
den nicht beibehalten (Absatz 4). Sie waren für 
die Universitäten mit einem erheblichen Verwal-
tungsaufwand verbunden und so, wie sie durchge-
führt worden sind, weitgehend ineffizient. Eine 
frühzeitige Abschichtung von Prüfungsleistungen 
schafft in Verbindung mit der Straffung des Aus-
bildungs- und Prüfungsstoffes die Möglichkeit 
einer vergleichbar frühen, aber wirksameren Kon-
trolle für die Studierenden. 

Zu Nummer 2 (§ 5b DRiG) 

Der Vorbereitungsdienst soll auf zwei Jahre zurück-
geführt werden (Absatz 1 Satz 1). Auch wenn ein 
Hauptziel der Reform in der Verkürzung der überlan-
gen Studiendauer, insbesondere durch die Straffung 
des Prüfungsstoffs und die Neustrukturierung der 
Ausbildungsinhalte liegt, trägt diese Maßnahme 
ebenfalls zu einer Verkürzung der Gesamtausbil-
dungsdauer bei. Außerdem ist die Zahl der Absolven-
ten der ersten Staatsprüfung seit geraumer Zeit anhal-
tend hoch. 

Die Referendarstellen lassen sich im Hinblick auf die 
vorhandenen Ausbildungskapazitäten aus personel-
len und sachlichen Gründen nicht beliebig vermeh-
ren. Die Ausbildung in der Praxis hat bereits jetzt 
einen Umfang angenommen, daß eine weitere Bela-
stung mit Ausbildungsaufgaben notwendigerweise zu 
einer Gefährdung der zentralen Aufgaben der 
Gerichte, Staatsanwaltschaften und Verwaltungen 
führen würde. Eine Verkürzung kann dazu beitragen, 
die Ausbildung zu intensivieren und deren Qualität zu 
sichern. Mittelfristig können Ausbildungskapazitäten 
freigesetzt und Wartezeiten vor der Einstellung in den 
Vorbereitungsdienst, die sich trotz erheblicher finan- 
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zieller Anstrengungen in einigen Ländern aufgebaut 
haben, zurückgeführt werden. 

Dem Gesichtspunkt der europäischen Integration soll 
zusätzlich in der Weise Rechnung getragen werden, 
daß das Landesrecht die Ausbildung in Pflichtstatio-
nen auch im Ausland zulassen kann (Absatz 2 Satz 1 
Nr. 1). Damit wird den Ländern ein nicht unerhebli-
cher Spielraum belassen, der aber auch erforderlich 
ist, um künftigen Entwicklungen Rechnung tragen zu 
können. 

Begrifflich wird präzisierend zwischen der Station als 
dem Ausbildungsabschnitt des Vorbereitungsdien-
stes und der Ausbildungsstelle als der Organisation, 
Person oder Behörde, bei der der Ausbildungsab-
schnitt absolviert wird, unterschieden (Absatz 1 Satz 2 
Nr. 5 vor Buchstabe a, ferner Buchstaben g und h). 

Die Beschränkung der Anrechnungsmöglichkeit ei-
ner Ausbildung an einer rechtswissenschaftlichen 
Fakultät oder der Hochschule für Verwaltungswissen-
schaften auf vier Monate (Absatz 2 Satz 2) ist nicht 
notwendig und kann entfallen. 

Um die Möglichkeit zu gewähren, im Rahmen des 
verkürzten Vorbereitungsdienstes den Pflichtfachsta-
tionen im Verhältnis zum Schwerpunktbereich mehr 
Gewicht zu geben, soll es den Ländern überlassen 
bleiben, ob die Ausbildung bei der Wahlstation vier, 
fünf oder sechs Monate dauern soll (Absatz 3 Satz 2, 
Absatz 5). 

Zu Nummer 3 (§ 5 d DRiG) 

Unbeschadet des Auftrages an die Landesgesetzge-
ber, das Ausbildungs- und Prüfungsrecht so zu gestal-
ten, daß das rechtswissenschaftliche Studium in drei-
einhalb Jahren absolviert werden kann (§ 5 a Abs. 1 
Deutsches Richtergesetz), und unbeschadet der Rege-
lung des § 16 Abs. 3 Hochschulrahmengesetz ist dem 
Umstand Rechnung zu tragen, daß in der Praxis das 
Studierverhalten sich u. a. auch an den Prüfungsan-
forderungen und der Prüfungspraxis orientiert. Aus 
diesem Grunde werden die Landesgesetzgeber auf-
gefordert, den Prüfungsstoff so zu bemessen, daß das 
Studium spätestens nach vier Studienjahren mit der 
ersten Staatsprüfung abgeschlossen werden kann 
(Absatz 2 Satz 1). 

Darüber hinaus soll den Ländern die Möglichkeit 
eröffnet werden, eine Abschichtung von Teilen der 
ersten Staatsprüfung einzuführen (Absatz 2 Satz 2). 

Ein wesentlicher Grund für die überlange Studien-
dauer ist die Angst vor der alle Prüfungsgebiete 
umfassenden Prüfung mit mehreren in jedem Fach zu 
erbringenden Prüfungsleistungen. Dem soll dadurch 
entgegengewirkt werden, daß für die Studierenden 
durch die Landesgesetzgeber die Möglichkeit ge-
schaffen wird, Teile der Prüfung abzuschichten. 
Durch einen vorverlagerten Beginn des Prüfungsver-
fahrens werden die Studierenden frühzeitig an das 
Prüfungsgeschehen herangeführt. Die Länder können 
demnach zum Beispiel auch vorsehen, daß zunächst 
die Pflichtfächer ganz oder zum Teil schriftlich abge-
prüft werden. Mit der dann bereits festgestellten 

Qualifikation können die Studierenden sich konzen-
triert den verbleibenden Prüfungsfächern widmen. 
Eine konzentrierte Beschäftigung mit dem Vertie-
fungsstoff dürfte der Neigung vieler Studierender 
entgegenwirken, nahezu unbegrenzt in sämtlichen 
Prüfungsfächern Einzelfallwissen speichern zu wol-
len. 

Daß die Abschichtung nur als dem Landesgesetzge-
ber zu überlassende Möglichkeit vorgesehen ist, somit 
Länder auch nach wie vor ein einheitliches Studium 
mit einer kompakten studienabschließenden Prüfung 
vorsehen können, steht der erforderlichen Einheitlich-
keit des Ausbildungsniveaus nicht entgegen. 

In der zweiten Staatsprüfung soll die Möglichkeit der 
Abschichtung von Prüfungsleistungen erweitert wer-
den (Absatz 3). Die schriftlichen Prüfungsleistungen 
sollen sich nur noch auf die Ausbildung in den 
Pflichtstationen beziehen. 

Der Erfolg der Ausbildung im Schwerpunktbereich 
soll nur noch mündlich geprüft werden. Die schriftli-
chen Arbeiten im Pflichtfachstoff können nach Maß-
gabe des Landesrechts entweder gegen Ende der 
jeweiligen Pflichtstation oder gegen Ende der letzten 
Pflichtstation oder nach der Wahlstation stattfinden. 
Einem Vorschlag der Konferenz der Landesjustizprü-
fungsamtspräsidenten entsprechend soll sich die 
mündliche Prüfung am Ende der Wahlstation mit 
deutlichem Akzent auf den gewählten Schwerpunkt-
berèich erstrecken. 

Wird der Pflichtfachstoff schon vor der Wahlstation 
geprüft, können die schriftlichen Prüfungsarbeiten 
während des fortschreitenden Vorbereitungsdienstes 
korrigiert, Wiederholungstermine durchgeführt wer-
den. Wartezeiten wegen ausstehender Korrekturen 
nach Abschluß des Vorbereitungsdienstes könnten 
weitgehend entfallen. Die anschließende mündliche 
Prüfung ist im Vergleich mit einem schriftlichen und 
mündlichen Prüfungsverfahren deutlich weniger zeit-
aufwendig. 

Die Ausbildung im Schwerpunktbereich wird hier-
durch nicht entwertet. Erfahrungsgemäß kommt der 
mündlichen Prüfung für die Gesamtnote besonderes 
Gewicht zu, weil do rt  bessere Resultate erzielt werden 
als in den schriftlichen Prüfungsteilen. Dies wird die 
Referendarinnen und Referendare veranlassen, sich 
auch im Schwerpunktbereich intensiv der Ausbildung 
zuzuwenden. Das Gesamtergebnis der zweiten 
Staatsprüfung wird hinreichenden Aufschluß auch 
über die Qualifikation der Absolventen in dem 
gewählten Schwerpunktbereich geben. 

Zu Artikel 2 

Werden Studium und Vorbereitungsdienst vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgenommen, sind 
grundsätzlich die bisher geltenden Vorschriften maß-
geblich. Die Ausbildung nach Maßgabe des neuen 
Rechts ist für alle Studenten und Referendare verbind-
lich, die Studium oder Vorbereitungsdienst nach 
Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beginnen. Bis dahin können Studenten noch 
eine Ausbildung nach § 5 a des Deutschen Richterge- 
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setzes in der bisherigen Fassung und Referendare 
eine Ausbildung nach § 5 b des Deutschen Richterge-
setzes in der bisherigen Fassung aufnehmen. Die 
Länder haben im Interesse der beschleunigten Umset-
zung des Entwurfs die Möglichkeit, die Umstellung 
schon vor Ablauf der Zweijahresfrist vorzunehmen 
(Satz 2). Dabei kann sowohl eine einheitliche Anpas-
sung vorgesehen werden als auch ein Wahlrecht der 
Studenten und Referendare. Satz 3 wahrt den Besitz-
stand derjenigen, die vor der Umstellung eine Ausbil-
dung nach bisherigem Recht begonnen haben, über- 

läßt aber den Ländern die Regelung, bis zu welchem 
Zeitpunkt die Besitzstandswahrung in Anspruch 
genommen werden kann. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz soll am Tage nach der Verkündung in 
Kraft treten. Die erforderlichen Übergangsregelun-
gen trifft Artikel 2. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

A. Allgemeines 

Mit dem Entwurf soll die bundesrechtliche Grundlage 
der Juristenausbildung geändert werden mit der Ziel-
setzung, 

— die Ausbildungsdauer herabzusetzen, 

— die fortschreitende europäische Integration stärker 
zu berücksichtigen und 

— der rechtsberatenden Tätigkeit größeres Gewicht 
beizumessen. 

Die Bundesregierung stimmt dieser Zielsetzung zu. 
Seit der Neugestaltung der Juristenausbildung durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Deutschen Rich-
tergesetzes vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 995) und 
durch die darauf gestützten landesrechtlichen Rege-
lungen ist in diesen Punkten erneuter Regelungsbe-
darf gegeben: 

1. Die tatsächliche durchschnittliche Ausbildungs-
dauer, seit Jahrzehnten ein Gegenstand der Kritik, 
ist nach wie vor sehr hoch. Die durchschnittliche 
Dauer des Studiums der in der ersten Prüfung 
erfolgreichen Kandidaten betrug 1990 11,73 Seme-
ster (1984: 11,59). Hinzutreten neben der Zeit für 
den Vorbereitungsdienst (zweieinhalb Jahre) eine 
durchschnittlich insgesamt etwa einjährige Prü-
fungszeit (erste und zweite Prüfung) sowie eine 
— in Einzelfällen über ein Jahr hinausgehende — 
Wartezeit für die Zulassung zum Vorbereitungs-
dienst. 

Die Nachteile dieser langen Ausbildungsdauer 
treten immer stärker zutage. Im Zusammentreffen 
mit der seit langem hohen und noch steigenden 
Zahl von Studierenden werden die Universitäten, 
die Ausbildungsstellen im Vorbereitungsdienst 
und die Allgemeinheit insgesamt in nicht mehr 
hinnehmbarer Weise belastet. Vor allem aber sind 
die Absolventen der deutschen Juristenausbildung 
durch ihr vergleichsweise hohes Lebensalter beim 
Berufszugang benachteiligt. Beispielsweise betrug 
in Niedersachsen das durchschnittliche Alter der 
Teilnehmer der zweiten Prüfung 1990 am Tage der 
mündlichen Prüfung 30,52 Jahre (Frauen: 29,60, 
Männer 31,08 Jahre). 

Nach allgemeiner Auffassung ist eine Ausbildung 
von etwa zehn Jahren nicht erforderlich. Darauf 
deutet die Tatsache hin, daß die durchschnittliche 
Studiendauer früher erheblich niedriger war (1964: 
9,53; 1970: 9,51; 1975: 10,62; 1980: 10,82 Semester). 
Hinweise zur überlangen Dauer der deutschen 
Juristenausbildung liefern auch Vergleiche mit 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft. Die Ausbildung der Juristen ist do rt 

 durchweg kürzer. So betrug die Ausbildungsdauer 
für den Anwaltsberuf nach Ermittlungen des Aus

-

wärtigen Amtes (1989) in einigen Staaten nur fünf 
Jahre (Spanien, Barrister-Ausbildung in Großbri-
tannien — England und Wales — und Irland), fünf-
einhalb Jahre (Griechenland und Portugal), sechs 
Jahre (Solicitor-Ausbildung in Großbritannien 
— England und Wales — und Irland), sieben bis 
acht Jahre (Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien, 
Luxemburg und Niederlande). Vor allem sind die 
Prüfungszeiten in den anderen Mitgliedstaaten mit 
in der Regel nur wenigen Tagen wesentlich kür-
zer. 

Bei Bewertung der geltenden deutschen Regelung 
ist allerdings zu berücksichtigen, daß die Länge der 
Ausbildungszeit zu einem erheblichen Teil durch 
die dem Studenten und dem geprüften Rechtskan-
didaten eingeräumte Freiheit zu erklären ist: Über 
die Länge der Studienzeit entscheidet grundsätz-
lich der Student selbst. Wartezeiten zur Aufnahme 
in den Vorbereitungsdienst könnten durch die 
Wahl eines weniger beanspruchten Ausbildungs-
bezirks gemindert werden. 

2. Zu befürworten ist auch die weitere Zielsetzung 
des Entwurfs, die Entwicklung der europäischen 
Staatengemeinschaft verstärkt in der Ausbildung 
zu berücksichtigen. Dem könnte zwar bei Bestim-
mung des Gegenstandes der Pflichtfächer schon 
durch Landesrecht und durch das Lehrangebot 
Rechnung getragen werden. Doch ist auch insoweit 
wegen des bundesweit gegebenen Bedürfnisses 
eine bundesrechtliche Absicherung angezeigt. 

3. Nach der Entwurfsbegründung soll der rechtsbera-
tenden Tätigkeit in der Ausbildung größeres 
Gewicht beigemessen werden. Der juristische 
Arbeitsmarkt ist, wie der Entwurf mit Recht hervor-
hebt, in hohem Maße durch die rechtsberatenden 
Berufe und deren Bedürfnisse geprägt. Trotzdem 
haben Rechtsberatung unter Einschluß der Rechts-
gestaltung in der Juristenausbildung nicht den ihr 
zukommenden Platz erhalten. Bei der Änderung 
der Juristenausbildung 1984 sollte dem unter ande-
rem dadurch begegnet werden, daß nach § 5 a 
Abs. 1 Satz 1 DRiG die Inhalte des Studiums auch 
die rechtsberatende Praxis berücksichtigen müs-
sen. Diese und weitere Regelungen zur besseren 
Vorbereitung auf den Anwaltsberuf haben nicht 
die erhoffte Verbesserung erbracht, auch nicht 
durch die dazu ergangenen landesrechtlichen Vor-
schriften. 

Dieser Mangel wirkt sich je länger, um so nachtei-
liger aus: Der hohe Anteil der Absolventen der 
Juristenausbildung, der sich in den letzten beiden 
Jahrzehnten dem Beruf des Rechtsanwalts zuge-
wandt hat, erklärt sich nicht nur aus einer vorüber-
gehenden, durch die Altersstruktur im öffentlichen 
Dienst bestimmten Einstellungspraxis für Richter, 
Staatsanwälte und Beamte, auch nicht allein aus 
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einem übermäßigen Zustrom zum Jurastudium. 
Entscheidend ist die erheblich gestiegene und 
voraussichtlich weiter steigende Nachfrage nach 
anwaltlicher Beratung insbesondere im außerfo-
rensischen Bereich. Auch in Zukunft wird deshalb 
die Juristenausbildung vor allem Ausbildung von 
künftigen Rechtsanwälten sein. 

Dabei muß Vorsorge getroffen werden, daß Absol-
venten der deutschen Juristenausbildung nicht 
beim Zusammenwachsen Europas Nachteile erlei-
den. Anwälte in vielen anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft erhalten eine 
intensive, speziell auf die Bedürfnisse ihres Berufes 
ausgerichtete Ausbildung. Es ist deshalb unab-
dingbar, jetzt das in der Zielsetzung unbestrittene 
Anliegen der besseren Berufsvorbereitung insbe-
sondere auf den Anwaltsberuf zu verwirklichen. 

Für eine grundsätzliche Neuordnung der Ausbildung 
fehlt auch nach Auffassung der Bundesregierung das 
dafür erforderliche Mindestmaß an Übereinstimmung 
unter denen, die für die Juristenausbildung Verant-
wortung tragen. 

Dem Bund entstehen durch die vom Bundesrat vorge-
schlagene Änderung der juristischen Ausbildung 
keine Kosten. Die vorgesehene Verkürzung des juri-
stischen Vorbereitungsdienstes und die mit dem 
Gesetzentwurf des Bundesrates angestrebte Verkür-
zung der Studien- und Prüfungszeiten werden — je-
denfalls mittelfristig — zu einer erheblichen Kosten-
entlastung bei den Ländern führen und auch die vom 
Absolventen selbst zu tragenden Ausbildungskosten 
reduzieren. Es sind keine Auswirkungen auf das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis-
niveau, zu erwarten. 

Die Einsparungen bei den Berufsausbildungskosten 
dürften jedoch insgesamt nicht eine solche Größen-
ordnung erreichen, daß sie zu wesentlicher Mehr-
oder Mindernachfrage nach anderen Gütern führen, 
die preiserhöhende oder preissenkende Auswirkun-
gen haben könnte. Dies gilt insbesondere im Hinblick 
darauf, daß die Maßnahmen in den einzelnen Ländern 
jeweils nur einen geringen Teil der Bevölkerung 
betreffen. 

B. Zu den Vorschlägen des Entwurfs im einzelnen 

Zu Artikel 1 

1. Zu Nummer 1 (§ 5 a DRiG) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. Die 
studienbegleitenden Leistungskontrollen unter Prü-
fungsbedingungen sind 1984 mit dem weiterhin 
berechtigten Ziel eingeführt worden, die Studenten 
möglichst frühzeitig über ihre Eignung für das juristi-
sche Studium zu orientieren. Diese Zielsetzung ist 
nicht erreicht worden. Die Regelung ist überwiegend 
nicht entsprechend ihrer Zielsetzung verwirklicht 
worden, so daß die Kontrollen nicht die in sie gesetz-
ten Erwartungen erfüllt haben. In der Begründung des 
Gesetzentwurfes wird das Instrument der studienbe-
gleitenden Leistungskontrollen neben der Möglich- 

keit der Abschichtung für überflüssig erklärt. Dabei ist 
aber zu berücksichtigen, daß die Leistungskontrollen 
bisher verbindlich waren, hingegen die Abschichtung 
in das Ermessen des einzelnen Landesgesetzgebers 
gelegt wird. Zudem sind die Zielsetzungen der 
studienbegleitenden Leistungskontrollen einerseits 
(frühzeitigere Feststellung der Eignung) und der 
Abschichtung andererseits (frühere Examensmel-
dung durch Abbau von Prüfungsangst) allenfalls teil-
identisch. Dies gilt auch für die übrigen Maßnahmen, 
die zu einer frühzeitigeren Meldung zur Prüfung 
führen sollen (Beschränkung des Prüfungsstoffs und 
Freiversuch). 

2. Zu Nummer 2 (§ 5b DRiG) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu 
Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 zu. 

Sie widerspricht jedoch der Neufassung des Absat-
zes 3 Satz 3. Mit dieser Neufassung soll erreicht wer-
den, daß die Ausbildung bei der Wahlstation je nach 
Landesrecht von bisher sechs Monaten auf bis zu vier 
Monate gekürzt werden kann. Dies steht im Wider-
spruch zum Zweck der Wahlstation, dem Referendar 
in dieser Phase eine bessere, auf einen Schwerpunkt-
bereich ausgerichtete Berufsvorbereitung zu ermögli-
chen. Mit diesem Zweck ist die Wahlstation 1984 
aufgewertet worden: Ihre Dauer wurde bundesrecht-
lich auf sechs Monate erstreckt, die Wahlstation 
wurde an das Ende der Ausbildung gelegt. Sie wurde 
darüber hinaus durch Abschichtung von Prüfungslei-
stungen, die auf den Pflichtstoff bezogen sind, in 
erheblichem Umfang vom Prüfungsdruck befreit. 
Wenn nunmehr nach Landesrecht die sechsmonatige 
Dauer der Wahlstation um bis zu zwei Monate ver-
kürzt werden kann, so wird das 1984 verfolgte Ziel 
einer besseren Berufsvorbereitung mit dem Entwurf 
teilweise rückgängig gemacht, obwohl der Entwurf 
gerade dieses Ziel als eines seiner Hauptanliegen 
bezeichnet. 

Auch nach Verkürzung des Vorbereitungsdienstes 
um ein halbes Jahr ist der für die Pflichtstationen zur 
Verfügung stehende Zeitraum von eineinhalb Jahren 
ausreichend. Im übrigen ist kein Bedürfnis zu erken-
nen, in der Frage der Dauer der Wahlstation unter-
schiedliche Landesregelungen zu ermöglichen. Für 
eine einheitliche Regelung spricht insbesondere der 
Gesichtspunkt der Gleichwertigkeit der Leistungsan-
forderungen. 

3. Zu Nummer 3 (§ 5 d DRiG) 

Der unter Buchstabe a vorgesehenen Neufassung des 
§ 5 d Abs. 2 stimmt die Bundesregierung zu. Sie weist 
jedoch auf folgendes hin: In Satz 1 sollte es aus 
Gründen des einheitlichen Sprachgebrauchs anstelle 
von „Staatsprüfung" heißen: „Prüfung". 

Die in Satz 2 vorgesehene Abschichtung ist geeignet, 
den Kandidaten einen Teil der Prüfungsangst zu 
nehmen und dadurch erheblich zur Verkürzung der 
Ausbildungsdauer beizutragen. Darüber hinaus kann 
durch die Vorverlagerung die sonst zusätzlich zum 
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Studium anfallende Prüfungszeit verringert werden. 
Doch liegen Erfahrungen mit einer Abschichtung der 
ersten Prüfung noch nicht vor. Die Bundesregierung 
hält es deshalb gegenwärtig noch für hinnehmbar, 
daß die Einführung dieser Abschichtung den Ländern 
anheimgestellt wird, obwohl Unterschiede zwischen 
den Ländern die Mobilität der Studenten erheblich 
einschränken können. Sie geht allerdings davon aus, 
daß einzelne Länder konkrete Ausgestaltungsformen 
der Abschichtung entwickeln und erproben werden. 
Wenn genügend Erfahrungen mit der Abschichtung 
der ersten Prüfung gesammelt sind, wird zu entschei-
den sein, ob eine einheitliche Regelung für alle Länder 
zu treffen ist. 

Der unter Buchstabe b vorgesehenen Neufassung des 
bisherigen § 5 d Abs. 2 stimmt die Bundesregierung 
mit der Maßgabe zu, daß in dem neuen Absatz 3 nach 
Satz 1 folgende Sätze eingefügt werden: 

„Die schriftlichen Leistungen sind während oder 
gegen Ende der Ausbildung bei der letzten Pflichtsta-
tion zu erbringen. Sieht das Landesrecht neben Auf-
sichtsarbeiten auch eine häusliche Arbeit vor, kann 
bestimmt werden, daß diese Leistung nach Beendi-
gung der Wahlstation erbracht werden muß. " 

Die beiden einzufügenden Sätze entsprechen im 
wesentlichen der bisherigen Regelung in § 5 d Abs. 2 
Satz 2 und 3. Damit wird weiterhin sichergestellt, daß 

die Wahlstation nicht durch die Vorbereitung auf die 
für die zweite Prüfung zu erbringenden Aufsichtsar-
beiten belastet wird. Darüber hinaus werden die 
Länder durch Absatz 3 Satz 2 in der Fassung des 
Entwurfes bestimmen können, daß Teile der schriftli-
chen Prüfung bereits vor dem Ende der Ausbildung 
bei den Pflichtstationen abgelegt werden. Diese 
Abschichtungsmöglichkeit wird vor allem im Inter-
esse einer Ersparnis der Prüfungszeit von der Bundes-
regierung begrüßt. 

Den unter den Buchstaben c und d vorgesehenen An-
derungen des § 5 d (bisherige Absätze 3 und 4) stimmt 
die Bundesregierung zu. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die in dem 
Entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
(Entwurf eines Gesetzes zur Verkürzung der Juristen-
ausbildung — Drucksache 12/2280) vorgesehene 
Regelung eines Freiversuches für die erste Prüfung 
( „Freischuß" ) in noch näher zu prüfender Fassung in 
das Deutsche Richtergesetz aufgenommen wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bundesregierung stimmt den Übergangsvor-
schriften in Artikel 2 zu. 


